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Intensivbetten: Das macht Schweden  
besser als die Schweiz
Der Bundesrat begründete 
viele Coronamassnahmen  
der vergangenen zwei  
Jahre mit der Befürchtung 
vor der Überlastung von  
Intensivstationen. Schweden 
verzichtete weitgehend 
auf Zwangsmassnahmen 
und kam trotz weniger 
Intensivbetten nie an die 
Kapazitätsgrenzen. 

Schweden betreibt in Nor-
malzeiten rund 700 Inten-
sivbetten – das sind 200 
weniger als die Schweiz. 
Dies, obwohl Schweden 

eine Bevölkerung von 10,6 Millionen 
hat, die Schweiz aber nur 8,8 Millio-
nen. Während der ersten Coronawelle 
im Frühjahr 2020 stockten beide Län-
der ihre Kapazität um mehrere Hun-
dert Spitalbetten auf. 

Im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
verfügte die Schweiz vor der Pandemie 
über mehr als doppelt so viele Inten-
sivbetten mit künstlichen Beatmungs-
möglichkeiten wie Schweden. Das 
zeigen Zahlen der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OECD) und der Europäischen Gesell-
schaft für Anästhesie und Intensiv-
medizin.

Dennoch waren es nicht schwedi-
sche Ärzte und Spitäler, die bei jeder 
anrollenden Covid-Welle vor «überfüll
ten Intensivstationen» warnten, son-
dern ihre Schweizer Kollegen. So liess 
sich etwa Hans Pargger, Chefarzt am 
Universitätsspital Basel, im Septem-
ber 2021 von der Tagespresse mit fol-
genden Worten zitieren: «Es sind die 
Patienten, die leiden und schliesslich 
sterben werden, wenn wir sie nicht 
behandeln können wie sonst.» 

Anders in Schweden. Dort standen 

in den Intensivstationen gemäss dem 
nationalen Intensivpflegeregister SIR 
während der ganzen Pandemie 200 
bis 300 Betten leer. Die schwedische 
Corona-Kommission stellte vergange-
nes Jahr in einem Bericht zufrieden 
fest: Das Land sei mit einer geringen 
Zahl an fest installierten Intensiv
plätzen gut und sicher durch die Pan
demie gekommen. Die schwedische 
Regierung verzichtete während der 
Pandemie auch weitgehend auf Co-
ronamassnahmen.

Fixe Ärztelöhne statt Boni  
für unnötige Eingriffe
In Schweden steuert der Staat das Ge-
sundheitswesen. Patienten können 
über eine Handy-App rund um die 
Uhr eine erste telefonische Beratung 
einholen oder einen ersten Termin 
in einem lokalen Gesundheitszen
trum buchen. Für Ärzte und Spitäler 
gibt es keine Anreize, möglichst hohe 
Kosten zu verursachen. Im Unter-
schied zu vielen Ärzten in der Schweiz 
haben schwedische Ärzte Fixlöhne. 
Ein Spezialarzt verdient laut dem 
schwedischen Ärzteverband im Durch-
schnitt 6600 Franken im Monat. 

In der Schweiz kassieren Ärzte und 
Spitäler pro Fall. Je mehr Behandlun-
gen und Operationen, desto höher 
der Ertrag – nicht nur fürs Spital, oft 
auch für den Arzt. Gemäss dem Bun-
desamt für Gesundheit verdient ein 
angestellter Facharzt im Durchschnitt 
16 000 Franken, ein selbständiger Spe
zialist 21 000 Franken pro Monat. Vie-
le Spitalärzte erhalten Boni, wenn sie 
mehr Untersuchungen und Opera
tionen durchführen. «Dieses System 
führt zu einer Mengenausweitung und 
zu unnötigen Eingriffen», kritisiert 
Annina Hess-Cabalzar von der Aka-
demie Menschenmedizin in Zürich. 

Einige Intensivstationen in Schwei-
zer Spitälern kommen wegen nicht 
zwingenden oder gar unnötigen Ein-
griffen an ihre Kapazitätsgrenzen. Da-
niel Scheidegger, ehemaliger Vorste-
her der operativen Intensivmedizin 
des Unispitals Basel, beschreibt die 
Situation so: «Wir haben nicht zu we-
nig Intensivbetten. Die Pandemie zeigte 
deutlich, dass die Intensivstationen 
in normalen Zeiten auch mit Patien-
ten belegt sind, die gar nicht zwin-
gend behandelt werden müssten.»

Krankheitskosten sind in 
Schweden viel tiefer
Tatsächlich werden viele Eingriffe 
auch in Pandemiezeiten nur aus finan
ziellen Überlegungen durchgeführt, 
wie saldo-Recherchen im letzten Sep-
tember zeigten (15/2021). Die Über-
versorgung ist belegt. So nahm etwa 
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Viele Schweizer 
Spitalärzte 
erhalten Boni, 
wenn sie mehr 
Untersuchungen 
und Operationen 
durchführen.

Aktuell Gesundheitswesen



Autoersatzteile: Schweizer 
zahlen immer mehr drauf
Schweizer Autofahrer zahlen 20 Prozent 
mehr für Ersatzteile als deutsche Auto-
mobilisten (saldo 19/2019). Dazu kommt: 
Die Preise von Ersatzteilen wie zum Bei-
spiel Scheinwerfer, Aussenspiegel oder 
Kotflügel sind seit 2013 durchschnittlich 
um satte 44 Prozent gestiegen. Das Plus 
betrug allein im vergangenen Jahr  
6,3 Prozent. Das zeigt eine neue Unter-
suchung des Verbands der deutschen 
Versicherer. Für die Schweiz gibt es  
keine Studie. 

Hiesige Versicherer bestätigen aber 
den Trend: Axa Schweiz bemerkt «eine 
signifikante Verteuerung der Ersatzteil-
kosten». Die Basler Versicherung schätzt 
die Preiserhöhung zwischen 2019 und 
2021 auf 15 Prozent. Grund: Die Auto
hersteller haben für viele Original
ersatzteile ein Monopol, die Kunden 
keine Ausweichmöglichkeiten.  eb

Trächtige Kühe: Schlachten 
nur mit Tierarzt-Attest
Eine von hundert Kühen ist beim 
Schlachten trächtig. Dabei stirbt das 
Kalb im Mutterleib an Sauerstoffmangel 
(saldo 1/2020). Deshalb dürfen trächtige 
Kühe nur im Notfall geschlachtet wer-
den. Bei rund der Hälfte erfolgt dies 
aber gemäss dem Branchenverband Pro-
viande unbegründet. Die trächtige Kuh 
wurde also ohne zwingenden medizini-
schen Grund geschlachtet. 

Das soll künftig verhindert werden. 
Bauern müssen dem Schlachthof bei 
trächtigen Kühen seit Anfang Februar 
ein Attest eines Tierarztes vorweisen, 
das die Notwendigkeit der Schlachtung 
begründet. Darauf haben sich Bauern, 
Viehhändler und Fleischverarbeiter geei-
nigt. Lässt ein Bauer eine trächtige Kuh 
ohne Begründung schlachten, erhält er 

200 Franken weniger vom Schlachtbe-
trieb. Der Schweizer Tierschutz begrüsst 
die neue Regelung. Er bezweifelt aber, 
dass 200 Franken Abzug als Sanktion 
genügen.  rm

Impfstoffverträge: Bund 
will sie bis Juni offenlegen
Das Bundesamt für Gesundheit ver-
schwieg bisher den Inhalt der Verträge 
mit den Herstellern der Corona-Impf-
stoffe (saldo 1/2022). Es kündigt nun an, 
spätestens bis Ende Juni 2022 den Inhalt 
offenzulegen. 

Hintergrund: Der Solothurner Rechts-
anwalt Rémy Wyssmann verlangte Ein-
sicht in die Verträge – gestützt auf das 
Öffentlichkeitsprinzip. Der Eidgenös
sische Öffentlichkeitsbeauftragte Adrian 
Lobsiger gab ihm recht und empfahl 
dem Bundesamt kürzlich, den «Zugang 
zu den Verträgen unter Beachtung des 
Verhältnismässigkeitsprinzips» zu ge-
währleisten.   eb

Post: Auch Hilfswerke 
zahlen Negativzinsen
Die Postfinance knöpfte ihren Kunden 
2020 rund 174 Millionen Franken an Ne-
gativzinsen ab. Dabei musste der Bun-
desbetrieb insgesamt nur 2 Millionen 
Franken Negativzinsen an die National-
bank zahlen (saldo 19/2021). Die Postfi-
nance verlangt auch von gemeinnützi-
gen Organisationen eine Gebühr auf den 
Guthaben – zum Ärger der Hilfswerke. 
Denn die eingezahlten Spendengelder 
sind eigentlich für einen guten Zweck 
und nicht für die Post gedacht. 

Andere Banken sind kulanter: Die 
Migros-Bank etwa gewährt gemeinnüt
zigen Organisationen einen Freibetrag 
von 5 Millionen Franken, die Credit 
Suisse von 1 Million Franken.  dm
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eine Forschergruppe des Unispitals 
Zürich die Herzkatheter-Operationen 
unter die Lupe: Bei mehr als der Hälfte 
von 52 701 Eingriffen im Jahr 2017 wur-
de kein krankhafter Befund festge-
stellt – viele dieser Operationen waren 
unnötig. Herz-Patienten verbringen 
nach der Operation zur Überwachung 
mindestens einen Tag auf der Inten-
sivstation.

In Schweden erhalten Patienten 
eine erste medizinische Versorgung 
durch mobile Gesundheitsfachleute 

– zu Hause oder in einem regionalen 
Gesundheitszentrum. Schwere Fälle 
werden direkt zu Spezialisten weiter-
geleitet. Dies schlägt sich auch in den  
Krankheitskosten nieder. In Schwe-
den liegen diese gemäss Zahlen 
der OECD bei nur 5100 Franken pro 
Kopf und Jahr, in der Schweiz bei 
6600 Franken.  � Daniel Mennig
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